Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


— Nr 71. 


2 (Nr. 7234.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Oktober 1868., betreffend die Erhebung der Hafen⸗ 
BR: . und Lagergelder für die Benutzung der Hafenanlage zu Saalfeld am 
Ewing ⸗See. 


Ich habe den mit Ihrem Berichte vom 30. September d. J. eingereichten Tarif, 
nach welchem die Hafen⸗ und Lagergelder für die Benutzung der Hafenanlage 
bei Saalfeld am Ewing⸗See erhoben werden ſollen, vorbehaltlich einer Reviſion 
‚von fünf zu fünf Jahren genehmigt und ſende Ihnen denſelben hierbei vollzogen 


zur weiteren Veranlaſſung zurück. 
Baden⸗Baden, den 8. Oktober 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


3 An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
1 Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Ausgegeben zu Berlin den 11. November 1868. 


Königlichen Preußiſchen Staaten. a 


Jahrgang 1868. (Nr. 7234.) 134 . Ta⸗ 
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Da k if, 


nach welchem \ 
die Abgaben fuͤr die Benutzung des Saalfelder Hafens und der 


an demſelben liegenden Lagerplaͤtze zu entrichten find. 
Vom 8. Oktober 1868. 


Es wird entrichtet: 
A. An Hafengeld. 
I. von jedem Schiffsgefäß mit Ausnahme der Fiſcherböte: 
1) wenn es beladen iſt: | 


r eechan & . 15 Sgr. a 

D) beim Ausgang mr er. 15 Sgr. 

2) wenn es beballaſtet oder leer ift: N 3 

bein Eingangs en . 5 Sgr. 

heiß enge 5 Sgr. 

II. von einem Fiſcherboot 5 

5 nur beim Ein gange B 1 Sgr. 
5 Befreiungen. 


Von Entrichtung der tarifmäßigen Abgaben ſind befreit: 


nn. 1) Fahrzeuge, welche durch erlittene Beſchädigung oder andere auf Erfordern 

Er i * näher nachzuweiſende Unfälle an der Fortſetzung ihrer Reiſe verhindert 

ER find und in den Hafen einlaufen, fofern fie den Hafen wieder verlaſſen, 
15 155 Ladung ganz oder theilweiſe gelöſcht oder Ladung eingenommen 
zu haben; | Bo 


RN 2) Fahrzeuge, welche, nachdem fie den Hafen vserlaffen haben, wegen 4 
1 | widrigen Windes dorthin zurückkehren, unter der zu 1. am Schluffe 
gedachten Bedingung; 1 

3) Fahrzeuge, welche Königliches Eigenthum find pder ausſchließlich Könige 

liche oder Armee⸗Effekten befördern. oder ausſchließlich : 3 

B. An 


B. An Lagergeld. 


1 Von jeder Quadratruthe der benutzten Lagerplätze am Hafen für eine 
Ph. 8 2 Pfennige. 


Anmerkung: Flächen von weniger als Eine Quadratruthe, und Friſten 


von weniger als Eine Woche, werden für Eine Quadratruthe, 
beziehungsweiſe für Eine Woche gerechnet. 


Baden⸗Baden, den 8. Oktober 1868. | 
| (L. S.) Wilhelm. 2 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


19 (Nr. 7235.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. N 1868., betreffend die Genehmigung des 
h Regulativs für die Organiſation der Verwaltung des provinzialſtändiſchen 
Vermögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der Provinz 
Hannover. 


4 Auf Ihren Bericht vom 31. Oktober er. will Ich in Gemäßheit der SS. 2. 
und 19. Meiner Verordnung vom 22. Auguſt 1867., betreffend die provinzial⸗ 
ſtändiſche Verfaſſung im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover, dem 
„Antrage des Hannoverſchen Provinziallandtages entſprechend, das anliegende 
Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des provinzialſtändiſchen 
Vermögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten in der Provinz 
5 Hannover 
bliemit genehmigen. | 
3 Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 1. November 1868. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


& An den Minifter des Innern. 


cm. 72847285) 134° Re. 
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Regulatib 


für die 


Organiſation der Verwaltung des provinzialſtaͤndiſchen Vermögens 
und der provinzialſtaͤndiſchen Anſtalten in der Provinz 
Hannover. 


F. 1. 8 

Ständiſcher Verwaltungsausſchuß. a 
Zum Zwecke der Ne, provinzialſtändiſchen Vermögens und 

der provinzialſtändiſchen Anſtalten des Provinz Hannover wird ein 

ſtändiſcher Verwaltungsausſchuß / 
beſtellt. 85 
$. 2. 
Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes. 

Der Ausſchuß beſteht aus: n 
1) dem jedesmaligen Landtagsmarſchalle, welcher auch in der Zwiſchenzeit 
bis zum nächſten Provinziallandtage im Ausſchuſſe verbleibt, und in 
deſſen Behinderung dem Stellvertreter deſſelben 8 8 
2) zwölf Mitgliedern, welche von dem Provinziallandtage aus ſeiner Mitte 
dergeſtalt gewählt werden, daß jedem der drei Stände je vier Mitglieder 
angehören. 4 
Die Wahl ad 2. erfolgt auf die Dauer des Mandats der Provinzial 


landtags⸗Abgeordneten ($. 8. der Verordnung vom 22. Auguſt 1867.), mit der 1 


Maaßgabe jedoch, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Aus⸗ 
ſchuſſe bis zun Wahl des Nachfolgers fortdauert. x 

Aus jedem Stande find vier Stellvertreter zu wählen, welche für den Fall 
der Behinderung eines Mitgliedes des betreffenden Standes für die Dauer dieſer 
Behinderung nach der durch die erhaltene Stimmenzahl und bei Stimmengleich⸗ 
“beit durch das Loos zu beſtimmenden Reihenfolge eintreten. 


b. 3. 
Wirkungskreis des Ausſchuſſes. ö 
Der Ausſchuß hat die Verwaltung des provinzialſtändiſchen eee 5 
und 


* = 1 f 7 8 f 2 5 N 
n I — f N 
; 1 


nd der dae en Anſtalten nach Maaßgabe der Beſchlüſſe des Pro⸗ 
inziallandtages, insbeſondere auch in Gemäßheit des von dieſem feſtzuſtellenden 
Finanz⸗Etats, zu führen. i 
ö Inwieweit im Uebrigen der Ausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen, 
oder die Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages zu erwirken hat, wird, ſoweit 
die für die einzelnen Verwaltungszweige beſtehenden Reglements darüber keine 
Beſtimmung treffen, durch Beſchluß des Provinziallandtages feſtgeſetzt. Der Aus⸗ 
ſchuß hat über die Ergebniſſe der Verwaltung dem Provinziallandtage Jahres⸗ 
berichte zu erſtatten. 

1 Seinen Wi regelt der Ausſchuß durch eine von ihm zu ent⸗ 
werfende, durch Beſchluß des Provinziallandtages feſtzuſtellende Geſchäftsordnung. 


F. 4. 
Landtagsmarſchall. 


Der Landtagsmarſchall und in deſſen Behinderung der Stellvertreter deſſelben 
führt den Vorſitz im Ausſchuſſe. Er beruft denſelben und leitet die Verhandlungen 
nach Maaßgabe der Geſchäftsordnung (F. 3.). Er iſt berechtigt, jederzeit, nament⸗ 
lich auch wenn der Ausſchuß nicht verſammelt iſt, Kenntniß von dem Gange 
der Verwaltung zu nehmen, und ſind die ſämmtlichen ſtändiſchen Beamten ver⸗ 
pflichtet, ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren. 5 
Maaßregeln, welche nach ſeiner Anſicht die Befugniſſe der ſtändiſchen Be⸗ 
amten überſchreiten oder für den provinzialſtändiſchen Verband und die Aufgaben 
deſſelben weſentlichen Nachtheil herbeiführen würden, kann er bis zur nächſten 
Ausſchußſitzung beanſtanden. N 
a Auf Verlangen des Landesdirektoriums (vergl. §. 6.) wird er jedoch in 
dieſem Falle eine außerordentliche Ausſchußſitzung Behufs Entſcheidung der Streit⸗ 
frage ohne Verzug berufen. 


$. 5. 
Ständiſche obere Beamte. 


ö Zur Beſorgung der laufenden Verwaltungsgeſchäfte werden drei beſoldete 
Oberbeamte beſtellt, welche vom Provinziallandtage gewählt werden. 
Ihre Anſtellung geſchieht auf zwölf Jahre. Werden fie nach Ablauf die⸗ 
ſer Periode nicht wiedergewählt, fo erhalten fie die Hälfte ihres Gehaltes als 
enſion. f 
1 i Dem Provinziallandtage ſteht außerdem das Recht zu, auf den Antrag 
des Ausſchuſſes nach Ablauf von ſechs Jahren dieſe Beamten unter Belaſſung 
der Hälfte ihres Gehalts als Penſion ihres Dienſtes zu entlaſſen. Sie können 
Mitglieder des Provinziallandtages, nicht aber des Ausſchuſſes ſein. . 
Sie haben ihren Wohnſitz in der Stadt Hannover zu nehmen. Sie wer⸗ 
den vom Landtagsmarſchall in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 


(Ar, 7285. $. 6. 
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$. 6. 
Obliegenheiten des Landesdirektoriums. 


Die ſtändiſchen Oberbeamten (F. 5.) bilden das Landesdirektorium. Der 
Vorſitzende deſſelben führt den Titel eines Landesdirektors, die beiden anderen 
Mitglieder denjenigen eines Schatzrathes. Die Wahl des Landesdirektors bedarf 
der Beſtätigung des Königs. 

Das Landesdirektorium führt unter Aufſicht des Ausſchuſſes die laufenden 
Geſchäfte der ſtändiſchen Verwaltung ſelbſtſtändig. Es hat die Beſchlüſſe des 
Ausſchuſſes vorzubereiten und für die Ausführung derſelben Sorge zu tragen. 


Es vertritt die ſtändiſche Verwaltung nach Außen und verhandelt Namens der⸗ g 


ſelben mit Behörden und Privatperſonen. 

Der Geſchäftsgang des Landesdirektoriums iſt, vorbehaltlich der nach⸗ 
ſtehenden Befugniſſe des Vorſitzenden, ein kollegialiſcher. 

Der Landesdirektor vertheilt die Geſchäfte und zeichnet alle Schriftſtücke. 
Er iſt dem Provinziallandtage, beziehungsweiſe dem Ausſchuſſe, verantwortlich 
für den unmangelhaften Betrieb der Geſchäfte und für tüchtige geſetzmäßige Füh⸗ 
rung der Verwaltung. > 

Beſchlüſſe, welche der Landesdirektor für beſonders nachtheilig hält, kann 
er bis zum Zuſammentritt des Ausſchuſſes beanſtanden, muß dieſelben jedoch 
dieſem zur Entſcheidung vorlegen. Kann die Sache bis dahin eine Verzögerung 

nicht leiden, ſo iſt der Landesdirektor berechtigt, die nothwendigen Maaßregeln 
für die Zwiſchenzeit ſelbſt anzuordnen. 5 

Der Ausſchuß kann in beſonderen Fällen die Beſorgung einzelner G. 
ſchäfte dem Landesdirektor allein übertragen. 3 

Der Landesdirektor wird im Behinderungsfalle durch den erſten Schatz⸗ 
rath vertreten. 

Im Uebrigen wird der Umfang der Amtspflichten des Landesdirektors 
und der Schatzräthe, ſowie ihre gegenſeitige dienſtliche Stellung von dem Aus⸗ 
ſchuſſe durch beſondere Geſchäftsinſtruktionen geregelt, welche der Genehmigung 
des Provinziallandtages bedürfen. 


5 


Ständiſche Büreaubeamte. 


Die Stellen der zur Beſorgung der Büreau⸗, Kaſſen⸗, techniſchen und 
anderen Geſchäfte des Ausſchuſſes nöthigen Beamten werden der Zahl, der Dienſt⸗ 
einnahme und der Art der Beſetzung (auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kündigung) 
nach auf Vorſchlag des Ausſchuſſes mittelſt des Finanzetats beſtimmt. Die Be⸗ 
ſetzung dieſer Stellen erfolgt durch den Ausſchuß, ſofern nicht der Landtag die 
Anſtellung einzelner Beamten ſich vorbehält. Bi 

Diefe Beamten werden von dem Landesdirektor vereidigt und in ihre 
Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsinſtruktionen vom Ausſchuſſe. N 

Das ſtändiſche Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen wird durch beſonderes Ne 
glement geordnet. a i g s 
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Eee: 
Ständiſche Lokalkommiſſionen. 

Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner ſtändiſcher 
m können beſondere ſtändiſche Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt 
werden. N 

Die Einſetzung, die Begrenzung der Kompetenz und die Art und Weiſe 
der Zuſammenſetzung derſelben hängt vom Beſchluſſe des Provinziallandtages ab. 
Die Wahl der Mitglieder ſteht dem Ausſchuſſe zu, wenn fi) der Provinzial⸗ 
landtag dieſelbe nicht für einzelne Anſtalten beſonders vorbehält. | 

Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen von dem Ausſchuſſe ihre 
Geſchäftsinſtruktion und führen ihr Geſchäft unter der Leitung und Aufſicht des 
Ausſchuſſes und des Landesdirektoriums. 8 


§. 9. 


Ständiſche Inſtitutsbeamte. 


i Ueber die an den einzelnen ſtändiſchen Inſtituten anzuſtellenden Beamten, 
über die Art der Anſtellung derſelben, und inwieweit dabei die Beſtimmungen 
des Reglements über die Civilverforgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 
1867. (§. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird durch die für dieſe In⸗ 
ftitute zu erlaſſenden Ordnungen beſtimmt. 


F. 10. 
Beſtallungen. 


. Sämmtliche ſtändiſche Beamten haben die Rechte und Pflichten mittel⸗ 
barer Staatsbeamten. Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe der ſtändiſchen 
Beamten werden durch ihre Beſtallungen geregelt. 


Sek 
Oberaufſicht. 


Der Oberpräſident iſt Behufs Wahrnehmung der ihm nach $. 19. der 
Verordnung vom 22. Auguſt 1867. zuſtehenden Oberaufſicht befugt, über alle 
Gegenſtände der ſtändiſchen Verwaltung Auskunft zu erfordern, und an den Be⸗ 
rathungen des Ausſchuſſes entweder ſelbſt oder durch einen zu ſeiner Vertretung 
abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. . A: 

Er hat Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, welche deſſen Befugniß überſchreiten 
oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern eine das Vorhanden⸗ 
ſein dieſer Vorausſetzungen begründende ſchriftliche Eröffnung an den Ausſchuß 
fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Ausführung dem be⸗ 
treffenden Refſortminiſter einzureichen. a 

Dem Oberpräſidenten iſt demgemäß von den Sitzungen des Ausſchuſſes 
unter Angabe der Berathungsgegenſtände durch den Vorſitzenden zeitig Anzeige 

(Nr. 7235.) zu 


1 as SR V a 
zu machen, und auf Erfordern find ihm Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Aus 
ſchuſſes zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 8 1 
Der Oberpräſident kann, wenn er ſolches im einzelnen Falle für erforder⸗ 
lich erachtet, den Lokalkommiſſionen ($. 8.) einen Beamten mit gleichen Befug⸗ 
niſſen zuordnen. Falls von letzterem eine Maaßregel dieſer Kommiſſion bean⸗ 
ſtandet werden follte, fo tt die Angelegenheit zunächſt an den ſtändiſchen Aus 
ſchuß zur weiteren Beſchlußnahme zu bringen. 27 


8.42 
Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetze vom 7. März 1868. 5 
Der Uebergang derjenigen bisherigen Staatsanſtalten in die ſtändiſche Ver⸗ 


waltung, welche in Folge des Geſetzes vom 7. März 1868. (Geſetz⸗Samml. 
S. 223.) den Hannoverſchen Provinzialſtänden überwieſen werden, imgleichen 
die Verwaltung der denſelben Behufs der Landſtraßen und Gemeindewege über⸗ 
wieſenen Mittel, wird durch beſondere im Einverſtändniſſe mit der Staatsregierung 
aufzuſtellende Reglements geordnet. ; 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin „gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). ’ N 


